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Vorwort

    Beim Thema Steuern denken die meisten Menschen an ihren Lohnzettel oder die persönliche Steuererklärung. Für viele ist es ein Ärgernis, nach der Gehaltserhöhung zu sehen, dass ein beträchtlicher Teil davon gar nicht auf dem eigenen Konto ankommt, sondern an den Staat fließt.





    Dabei dürfte jedem klar sein: Ohne die Differenz zwischen Brutto und Netto gäbe es keine Straßen, Schienen, Schulen, Universitäten, Polizei und auch keine Krankenhäuser. Steuern sind unerlässlich für einen funktionierenden Staat und somit auch für die Wirtschaft.


    Wachstum, Wohlstand und Demokratie hängen maßgeblich von der Finanzierung öffentlicher Güter und Leistungen ab, die der Markt nicht ausreichend zur Verfügung stellt.


    Die Steuereinnahmen des Staates sind letztlich die Gemeinschaftskasse der Gesellschaft, mit der das alles finanziert wird. Daneben haben Steuern noch eine ganze Reihe ebenso wichtiger Funktionen: Sie sollen Ungleichheiten angemessen ausgleichen, können Anreize für Investitionen setzen und gesellschaftliche Entwicklung lenken.


    Trotz dieser essenziellen Rolle stoßen Steuern oft auf Unmut: Zahle ich nicht mehr als genug Steuern? Und werden nicht ständig Steuergelder verschwendet? Müssten nicht nur die Prioritäten richtig gesetzt werden, und dann müssten alle weniger zahlen?


    Nur wenige Themen in unserem Alltag sind zudem so präsent und gleichzeitig so von Halbwissen geprägt und von Mythen durchdrungen wie Steuern. Die aktuelle Forschung attestiert einen weitverbreiteten Steueranalphabetismus. Dieser reiche demnach bis hinein in die Medienlandschaft und die Parlamente.


    Das ist ein fruchtbarer Boden für die Lobbyarbeit von Großkonzernen und Vermögenden, die versuchen, ihre Interessen auch gegen die der Allgemeinheit durchzusetzen.


    In den letzten 30 Jahren wurde Wirtschafts- und Steuerpolitik von oben gedacht: Hohe Gewinne für Vermögende durch niedrige Steuern und lockere Geldpolitik finden ihren Weg in die Mitte der Bevölkerung bis nach unten, so das Versprechen. Globalisierungsprozesse und zahlreiche Reformen haben in der Folge dazu geführt, dass Superreiche heute teilweise niedrigere Steuer- und Abgabensätze haben als Durchschnittsverdienende.


    Das Versprechen aber hat sich nicht eingelöst – ganz im Gegenteil: Trotz wirtschaftlicher Prosperität der vergangenen Jahrzehnte blieb die ärmere Hälfte der Bevölkerung nahezu vermögenslos. Die Gewinne landeten vor allem bei den reichsten Haushalten. Die Kluft zwischen dem vermögenden Teil der Bevölkerung und den ärmeren Bevölkerungsschichten ist gewachsen, und die Mittelschicht ist kleiner geworden. Wichtige Zukunftsinvestitionen bleiben gleichzeitig an allen Ecken und Enden aus.


    Viele Menschen in Deutschland nehmen die Gesellschaft zwar als ungerecht wahr und wünschen sich weniger Ungleichheit. Allerdings fällt es ihnen oft schwer, diese in konkrete Reformwünsche zu übersetzen. Steuererhöhungen für große Erbschaften lehnen sie etwa häufig ab, weil sie fürchten, selbst betroffen zu sein. Gleichzeitig wünscht sich die absolute Mehrheit in Deutschland eine Vermögensteuer, lässt sich jedoch schnell von Drohungen über Arbeitsplatzverluste und Kapitalflucht einschüchtern und trägt ihren Wunsch nach einer höheren Besteuerung von Vermögen letztlich nicht an die Wahlurne.


    Steuersystem und Staatshaushalt als zentrale Instrumente des sozialen und wirtschaftlichen Ausgleichs sind für viele eine Blackbox. Das war der Ansporn, dieses Buch zu schreiben. Es braucht einen informierten öffentlichen Diskurs über das Steuersystem und die Bedeutung und Wirkung von Steuern.


    Unser Steuersystem ist in die Jahre gekommen und es sind große Gerechtigkeitslücken entstanden. Das Buch soll nicht nur die Schwachstellen beleuchten, sondern auch aufzeigen, was jetzt konkret getan werden kann. Das Steuersystem benötigt dringend ein Update: Eine gerechtere Verteilung der Steuerbeiträge, um die Konzentration von Vermögen zu begrenzen und um Veränderungsprozesse, wie zum Beispiel die ökologische Transformation, zu finanzieren und zu steuern.

  


  
    
1
 Etwas läuft schief

    Wohlstandsversprechen in der Krise


    Die Mehrheit der Deutschen glaubt, dass es in unserem Land keine gerechte Verteilung von Wohlstand gibt. Zwei Drittel der Bevölkerung sind überzeugt, dass die Gewinne ungerecht verteilt werden. Dabei zeigen sich Unterschiede zwischen den verschiedenen Bevölkerungsgruppen: Personen mit höherem Einkommen und höherer Bildung sowie Männer empfinden die Gesellschaft als gerechter als diejenigen mit geringerem Einkommen und Bildungsstand sowie Frauen.1


    Das gibt Anlass zur Sorge: Denn Menschen, die mehr Ungerechtigkeit empfinden, vertrauen der Politik und den öffentlichen Institutionen weniger und sind außerdem seltener bereit, Veränderungen mitzutragen. Das gilt umso mehr in einer Demokratie, die auf dem Prinzip der politischen Teilhabe aller Menschen und deren Gleichberechtigung beruht.2


    Aber nicht nur allgemeine Kritik an der Verteilungsgerechtigkeit prägt die Stimmung, sondern auch individuelle Sorgen den eigenen Lebensstandard nicht halten zu können. Status- und Abstiegsängste reichen mittlerweile tief in die Mitte der Gesellschaft. Die Bedrohung der Demokratie zeigt sich besonders an den Wahlurnen: Die breite politische Mitte, die als Garant für eine stabile Demokratie gilt, verliert zunehmend das Vertrauen in demokratische Institutionen und wendet sich verstärkt populistischen Parteien zu.3


    Über die konkrete Diagnose und das Ausmaß der Demokratiekrise und welche Rolle die Verteilungsfrage dabei spielt, wird teils emotional diskutiert. Es dürfte aber kaum jemand bezweifeln, dass das Wohlstandsversprechen ein zentraler Faktor für die politische Stabilität in Deutschland ist. Demnach sollte jede und jeder, unabhängig von Herkunft oder sozialem Status, durch eigene Leistung ökonomischen Aufstieg erreichen können. In einer wohlhabenden Gesellschaft sollte für jeden ein gutes und abgesichertes Leben möglich sein, ohne dass jemand unter existenziellen Mängeln leidet. Kurzum: Alle sollen also ein Stück vom Kuchen abbekommen.


    Auf das Wohlbefinden und die Zufriedenheit der Menschen wirkt sich auch bereits eine nur empfundene Ungerechtigkeit negativ aus und auch die Angst vor Statusverlust, ist erstmal lediglich ein Gefühl. Aber sind die Sorgen berechtigt? Wie werden Chancen und Wohlstand in Deutschland heute tatsächlich verteilt?


    Für eine lange Zeit nach der Gründung der Bundesrepublik erfüllte sich das Versprechen auf Wohlstand für einen Großteil der Deutschen: Breite Bevölkerungsschichten profitierten vom Wirtschaftswachstum und erlebten einen sozialen Aufstieg. Egal ob Arbeiter oder Akademikerinnen, die Löhne stiegen, die Konsummöglichkeiten erweiterten sich, und der Zugang zu Bildung verbesserte sich. Wenn auch der Kuchen noch nie und nirgends genau gleich aufgeteilt wurde, wurden doch die individuellen Stückchen stetig größer. Das Wirtschaftssystem funktionierte also zum Wohle der breiten Mitte und arbeitenden Bevölkerung.


    Mitte der 1970er- und Anfang der 1980er-Jahre bekam das Wirtschaftswachstum infolge der Ölpreiskrise erste Risse. Die Arbeitslosigkeit stieg stark an, und die Einkommens- und Vermögensungleichheit nahm in den folgenden Jahren zu.


    Zu dieser Zeit drang auch eine neue Vorstellung davon, wie Wirtschaft funktioniert, in den politischen Mainstream vor: Die Idee des sogenannten Trickle-Down-Effekts (»nach unten rieseln«) bestimmte in den westlichen Demokratien ab den 1980er-Jahren zunehmend politische Entscheidungen. Diese Theorie besagt, dass der Wohlstand der Reichen allmählich auch den Rest der Gesellschaft erreichen wird. Wenn man also Unternehmen und ihren Eigentümern mehr Ressourcen zur Verfügung stellt, investieren sie mehr, werden innovativer und schaffen gute Arbeitsplätze – letztlich würden vom Wirtschaftswachstum alle profitieren. Diese Zeit war also geprägt von einem Glauben an die positiven Effekte des Marktes und einer Abkehr von staatlichen Eingriffen in die Wirtschaft.


    In diesem Geiste haben sich zahlreiche Länder weltweit in einen Wettbewerb um die niedrigsten Steuern begeben. In den 1990er-Jahren und vor allem zur Jahrtausendwende, als die Arbeitslosigkeit Rekordwerte erreichte und die Kosten der deutschen Einheit weitgehend überwunden schienen, wurden auch in Deutschland weitreichende Steuersenkungen für Unternehmen und Hochvermögende vorgenommen.


    In den folgenden Jahrzehnten stiegen die Vermögens- und Unternehmenseinkommen in vielen westlichen Ländern weiter an, und Deutschland wurde insgesamt reicher. Auf den ersten Blick mag das nach einer Erfolgsgeschichte klingen. Doch das Problem dabei ist, dass zwar das Land als Ganzes reicher wurde, aber ein großer Teil der Bevölkerung nicht.


    Das Wirtschaftswachstum beziehungsweise die Unternehmensgewinne und Vermögenszuwächse kamen vor allem wohlhabenderen Schichten zugute. Während dieser Teil der Gesellschaft durch hohe Vermögensrenditen und sinkende Steuern reicher wurde, erfüllte sich das Versprechen von steigendem Wohlstand für die ärmere Hälfte der Bevölkerung nicht. Trotz des starken Wirtschaftswachstums und der niedrigen Arbeitslosigkeit in den vergangenen Jahren ist ein großer Teil der Menschen in Deutschland bis heute vermögenslos. Das Versprechen, dass diejenigen, die sich genug anstrengen, zu mehr Wohlstand gelangen, gilt für viele mittlerweile nicht mehr.


    Wo sind die Vermögenszuwächse und Unternehmensgewinne gelandet?


    Die Gewinne sind also nicht nach unten – in die Breite der Gesellschaft – »durchgerieselt«. Während die Vermögen der 100 reichsten Deutschen seit Ende der 1990er-Jahre um fast eine halbe Billion Euro wuchsen, blieben dringend notwendige Investitionen auf der Strecke. Straßenbau, Schienen, Schulen und Universitäten, Wohnungsbau sowie Digitalisierung, das Gesundheits- und Bildungssystem und die Umstellung auf Elektromobilität und andere klimaschonende Infrastrukturen wurden vernachlässigt.


    Ein großer Teil der zusätzlichen Gewinne aus den Steuersenkungen floss in alte Industrien und Besitzstandswahrung, statt in Innovation, nachhaltiges Wachstum und Investitionen im Interesse der Allgemeinheit.


    Das hat spürbare Folgen: Die öffentliche Infrastruktur zerfällt, Deutschland hängt bei der Digitalisierung hinterher, die soziale Mobilität ist vergleichsweise schlecht, die Wohnungskrise wütet in den Ballungsräumen, und die einstige Vorzeige-Industrie, die Automobilbranche, hat den Strukturwandel verschlafen. Zudem besteht ein riesiger Investitionsbedarf, um die sozial-ökologische Transformation der Wirtschaft zu ermöglichen, und der demografische Wandel bringt weitere Herausforderungen mit sich. Der deutsche Staat muss nach aktuellen Berechnungen in den nächsten zehn Jahren jährlich etwa 60 Milliarden Euro zusätzlich investieren, um Infrastruktur, Wirtschaft und Gesellschaft zukunftsfähig zu machen.4


    Müssen wir »umsteuern«?


    Die Steuerpolitik ist eines der wirkungsvollsten Instrumente zur Bekämpfung sozialer Ungleichheit. Ein progressiv ausgerichtetes Steuersystem – also eines, das höhere Einkommen und große Vermögen stärker besteuert – eignet sich dafür am besten. Darüber hinaus dient die Steuerpolitik auch als Werkzeug zur Steuerung wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Veränderungsprozesse. Durch gezielte steuerliche Anreize können bestimmte Verhaltensweisen gefördert und notwendige Investitionen der Privatwirtschaft angeregt werden. Kurzum: Steuern können Ungleichheiten verringern und dringend notwendige Investitionen in Bereiche wie Bildung, Gesundheitswesen und ökologische Transformation lenken und finanzieren.


    Die gute Nachricht: Im Grunde haben wir ein progressives Steuersystem. Allerdings wurde es durch zahlreiche Steuerreformen der vergangenen Jahrzehnte nachhaltig geschwächt. Deutschland wurde ein Hochabgabenland für Menschen, die ein mittleres Arbeitseinkommen beziehen, und zum Niedrigsteuerland für Vermögende. Immobilienmilliardäre können große Gewinne anhäufen und müssen darauf besonders wenig Steuern zahlen, ohne im Gegenzug neuen Wohnraum zu schaffen. Frauen werden durch Regelungen im Steuersystem vom Arbeitsmarkt ferngehalten, und Unternehmenserben erhalten pauschal – also unabhängig von ihren Fähigkeiten – Milliardensubventionen und werden gegenüber innovativen Nichterben bevorzugt.


    Trotz der Corona- und Energiekrise ist Deutschland ein sehr reiches Land. Nach wie vor ist viel Vermögen vorhanden – allerdings nicht dort, wo es dringend gebraucht wird. In den folgenden Kapiteln werden die größten Baustellen des deutschen Steuersystems beleuchtet, die zu diesen Problemen beigetragen haben. Zudem werden Lösungen aufgezeigt. Vorab: Mit wenigen gezielten Updates könnte unser in die Jahre gekommenes Steuersystem wieder einen wichtigen Beitrag dazu leisten, die großen Herausforderungen unserer Zeit anzugehen.

  


  
    
2 
Steuern – Hat der Staat genug? Gar zu viel?

    Wozu brauchen wir Steuern?


    Der Staat erhebt Steuern, weil der Markt nicht alles, was Menschen brauchen, in ausreichendem Maße zur Verfügung stellt. Er gleicht Marktversagen aus, indem er öffentliche Güter und Dienstleistungen wie Infrastruktur, Justiz, Polizei und Militär, Bildung, soziale Absicherung und Umverteilung organisiert. All diese Güter sind Voraussetzung für Wohlstand und Wirtschaftswachstum und dienen dem gesellschaftlichen Zusammenhalt.


    Der Staat finanziert all das größtenteils durch Steuern und Sozialabgaben, die er von seinen Bürgern erhebt. Zudem kann er durch Steuererhöhungen oder -senkungen gesellschaftliche Entwicklungen lenken, indem er Anreize für ein bestimmtes Verhalten setzt.


    Politisch umkämpft ist dabei die konkrete Ausgestaltung des Steuersystems und das Ausmaß, in dem der Staat von den verschiedenen Steuerpflichtigen Steuern erhebt. Steuern sind letztlich vor allem ein Spiegelbild der gesellschaftlichen Zuweisung von Verantwortung und der politischen Prioritäten in einem Land. Die Art und Weise, von wem wie viele Steuern erhoben werden und für was und an wen sie verteilt werden, zeigt, welche Werte und Ziele verfolgt werden.


    Grundsätzlich stehen sich hier zwei Modelle gegenüber: das des schlanken Staates und das des starken Wohlfahrtsstaates. Der schlanke Staat setzt weitgehend auf Eigenverantwortung und minimalistische staatliche Eingriffe und somit auf niedrige Steuern. Im Mittelpunkt steht die Förderung von Wachstum und Unternehmertum sowie ein möglichst freier Markt. Der Wohlfahrtsstaat hingegen bevorzugt eine aktive Rolle des Staates: Durch höhere Steuern soll er Chancengleichheit, soziale Gerechtigkeit und die Umverteilung von Wohlstand fördern.


    Die Wirkung von Steuern und die Funktionsweise des Staatshaushalts ist allerdings komplex und zudem von zahlreichen Mythen umgeben. Deshalb ist die Bedeutung von steuerpolitischen Entscheidungen für die Mehrheit der Menschen nicht immer klar ersichtlich. Dies trägt zur Polarisierung der öffentlichen Meinung bei. Und letztlich birgt es die Gefahr, dass Wahlentscheidungen getroffen und Gesetzesänderungen hingenommen werden, die eigentlich nicht den tatsächlichen wirtschaftlichen und sozialen Bedürfnissen der Wählerinnen und Wählern entsprechen.


    Auf den folgenden Seiten werden deshalb die wichtigsten Koordinaten des Staatshaushalts genauer betrachtet und ein Kassensturz gemacht.


    Wie viel Steuern hat der Staat?


    Die gesamten Steuereinnahmen des Staates lagen im Jahr 2023 bei 916 Milliarden Euro und damit rund 15 Milliarden höher als im Vorjahr. Im Jahr 2026 werden die Einnahmen voraussichtlich erstmals mehr als eine Billion Euro betragen.5 Für die meisten Menschen sind das kaum vorstellbare Summen, und bei vielen lösen die jährlich verkündeten Rekordsteuereinnahmen Unbehagen aus. Zahle ich zu viel Steuern? Warum verfallen die Schulen und Brücken in diesem Land, obwohl die Steuereinnahmen jedes Jahr steigen?


    Politiker- und Lobbyorganisationen, die einem starken Staat nichts abgewinnen können und stattdessen auf die Privatwirtschaft setzen, nutzen diese Zahlen gezielt. Steuern in Rekordhöhe eignen sich, um das Bild vom ineffizienten und gierigen Staat zu zeichnen. Die Floskel »Deutschland hat kein Einnahmen-, sondern ein Ausgabenproblem« gehört in diesem Zusammenhang zum Standardrepertoire liberaler Situationsbeschreibung. Aber was steckt hinter diesem Steuerrekord?


    Die staatlichen Steuereinnahmen geben zunächst nur Auskunft über die absolute Summe der Steuern, die der Staat jährlich einnimmt. Wenn diese steigen, ist das grundsätzlich eine positive Nachricht. Denn wenn die Wirtschaft wächst, Einkommen und Konsum zunehmen und damit regelmäßig auch die Preise steigen, erhöhen sich automatisch auch die Steuereinnahmen, ganz ohne zusätzliche Steuererhöhungen.


    Rekordsteuereinnahmen bleiben deshalb nur in Ausnahmefällen aus – entweder in Zeiten wirtschaftlicher Krisen oder bei umfangreichen Steuersenkungen. In den vergangenen 50 Jahren sind nur in fünf Jahren die staatlichen Steuereinnahmen gegenüber dem Vorjahr nicht gestiegen. Die Gründe waren entweder die wirtschaftlichen Einbrüche durch die Finanz- und Corona-Krise im Jahr 2009 beziehungsweise 2020 oder die umfangreichen Steuersenkungen der rot-grünen Bundesregierung unter Gerhard Schröder zwischen den Jahren 2001 und 2004.


    Wenn der Staat das Niveau der öffentlichen Leistungen, die aus Steuern finanziert werden, aufrechterhalten will, sind zudem »Rekordsteuereinnahmen« schlicht notwendige Normalität. Sollen keine Staatsbediensteten entlassen, keine Investitionen zurückgefahren und keine Sozialleistungen gekürzt werden, dann benötigt der Staat jährlich mehr Geld, weil die Kosten dafür kontinuierlich steigen. Ähnlich wie beim eigenen Gehalt: Wenn das eigene Einkommen nicht mindestens mit der Inflation steigt, kann man davon weniger kaufen.


    Sind die Steuern zu hoch?


    Um die Steuerbelastung aller Bürger und Unternehmen in Deutschland sinnvoll zu messen, ist nicht der absolute Betrag der Steuern entscheidend, sondern das Verhältnis zur Wirtschaftsleistung – also zum Bruttoinlandsprodukt (BIP). Diese sogenannte Steuerquote ist seit den 1960er-Jahren bemerkenswert stabil und liegt heute wie damals bei rund 23 Prozent. Das bedeutet, der Staat greift heute insgesamt nicht mehr und nicht weniger zu als in der Vergangenheit.


    Bezieht man die Sozialabgaben mit ein, liegt die Quote bei etwa 40 Prozent. Die Quote der Sozialabgaben ist in den vergangenen Dekaden aber tatsächlich gestiegen – seit 1960 um etwa 7 Prozentpunkte.6


    Aktuell gehen somit von jedem erwirtschafteten Euro 40 Cent durch die öffentliche Hand. Im internationalen Vergleich befindet sich Deutschland damit im oberen Mittelfeld.


    Höher ist der Anteil etwa in Frankreich, Österreich, Finnland und Schweden und am höchsten in Dänemark. Tendenziell haben die Länder, mit denen wir einen höheren Lebensstandard assoziieren, die höchsten Quoten. Lediglich in Irland, USA und der Schweiz liegt die Steuer- und Abgabenquote unter 30 Prozent. Ein Teil der Gemeinschaftsaufgaben wird in diesen Ländern privat geregelt oder als »privat« verbucht, zum Beispiel die private Krankenversicherung und die privaten Universitäten und Schulen in den USA oder die gesetzlich vorgeschriebene private Rentenversicherung in der Schweiz.


    
Woher stammen die Steuereinnahmen?


    Rekordsteuereinnahmen sind also ein Mythos – der Staat nimmt heute im Verhältnis zur Wirtschaftsleistung nicht mehr Steuern ein als vor 50 Jahren. Allerdings haben sich die Steuerquellen verschoben – also wer wie viel zahlt und auf welche Bereiche Steuern erhoben werden.





    Früher lag ein größerer Teil der Steuerlast auf Erbschaften und Vermögen und hohen Einkommen, während heute Steuern auf den Konsum sowie die Sozialversicherungsbeiträge einen größeren Teil zum Staatshaushalt beitragen.7


    Schlüsselt man die Steuereinnahmen aus rund 40 unterschiedlichen Steuerarten sowie verschiedenen Abgaben auf, lassen sie sich grob vier Kategorien zuordnen: Der mit Abstand größte Anteil der Einnahmen entfiel im Jahr 2023 auf die Verbrauchsteuern (42,2 Prozent), gefolgt von den Steuern für Vermögenseinkommen (26,8 Prozent) – also Unternehmensgewinne, Dividenden oder Mieteinnahmen – und den Steuern auf Löhne (26,6 Prozent). Den geringsten Beitrag zum Aufkommen leisten Vermögen und Erbschaften mit 0,98 Prozent (vgl. Abb. 1, S. 22).
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        Abb. 1: Anteil der Steuerarten am Gesamtsteueraufkommen in 2023


        
          	Verbrauch, Umwelt: Umsatzsteuer, Energiesteuer, Steuern auf Tabak, Alkohol, Bier etc., sonstige Gemeindesteuern



          	Löhne: Lohnsteuer zzgl. Soli (50 %)



          	Unternehmen, Selbstständige, Mieten, Zinsen, Dividenden: Veranlagte ESt, nicht veranlagte Steuer vom Ertrag, Abgeltungsteuer auf Zins und Veräußerungserträge sowie Körperschaftsteuer zzgl. Soli (50 %), Gewerbesteuer



          	Vermögen und Erbschaften: Erbschaft- und Vermögensteuer



          	Andere: Grundsteuer, Grunderwerbsteuer, Lotterie, Feuerschutz etc.


        


        © Jahrbuch Steuergerechtigkeit 2024, Pantea Lachin und Emily Sadler; Quelle: Arbeitskreis Steuerschätzungen (163. Sitzung, Oktober 2023)


      

    


    
Von der Schuldenbremse zur Zukunftsbremse


    Auch wenn der deutsche Staat im internationalen Vergleich nur mittelmäßig viel Steuern und Abgaben von seinen Bürgern einnimmt, kann er dennoch zu hohe Ausgaben haben. Steuern und Abgaben sind zwar mit Abstand die bedeutendste Einnahmequelle, aber nicht die einzige Möglichkeit des Staates, seine Aufgaben zu finanzieren.8


    Die zweite Form der Finanzierung moderner Staaten sind Schulden. Insbesondere um Investitionen zu finanzieren oder Krisen zu bewältigen, nimmt der Staat Kredite auf. Auch Deutschland nutzt diese Möglichkeit – allerdings nur im Rahmen der Schuldenbremse.


    
      Schuldenbremse – Sparen zum Selbstzweck?


      Seit 2016 verpflichtet sich Deutschland durch die Schuldenbremse, neue Schulden grundsätzlich nur noch bis zu einer Höhe von 0,35 Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP) aufzunehmen. Die Schuldenbremse ist aber keine harte Begrenzung der Neuverschuldung, sondern ein komplexer Mechanismus mit vielen Ausnahmen und Gestaltungsmöglichkeiten. So darf der Bund in wirtschaftlich schlechten Zeiten etwas mehr Schulden aufnehmen, während er in guten Zeiten etwas mehr sparen muss. Die Schuldenbremse setzt jedoch einen Rahmen, der es finanzpolitisch konservativen Regierungen einfacher macht, eine geringe Neuverschuldung zu rechtfertigen.9 Durch eine dogmatische Auslegung der Schuldenregeln kann Sparen zum Selbstzweck werden.

    


    Da Schulden bei vielen Menschen mit negativen privaten Lasten assoziiert sind, erhält die strenge Einhaltung der Schuldenbremse viel Zuspruch. Allerdings funktioniert der Staatshaushalt völlig anders als ein privater Haushalt (und selbst dort können sich kreditfinanzierte Investitionen in die Zukunft auszahlen).


    Die meisten Ökonomen sehen in der aktuellen Regelung eine Gefahr für Deutschland. In Krisenzeiten, in denen die Privatwirtschaft wenig investiert, kann der Staat dies durch schuldenfinanzierte Investitionen kompensieren und die Wirtschaft stützen. Außerdem ist die Finanzierung sehr großer Investitionen ohnehin häufig nur über Schulden möglich – vor allem wenn Steuererhöhungen unterbleiben. Durch die derzeitige Ausgestaltung der Schuldenregelung beschneidet sich Deutschland Jahr für Jahr in der Fähigkeit, wichtige Investitionen in den Bereichen Infrastruktur, Bildung und Klimaschutz zu tätigen. Zudem kann die Regelung soziale Ungleichheiten verstärken, weil Sparmaßnahmen oft die sozial Schwächsten treffen. Ein staatliches Sparen um jeden Preis kann wirtschaftlich schädlich sein und langfristig mehr Kosten verursachen als Nutzen bringen.


    Es ist kaum nachvollziehbar, dass ausgerechnet Deutschland sich bei der Finanzierung der Zukunft selbst beschneidet. Im internationalen Vergleich hat Deutschland besonders wenig Schulden. Die Schuldenquote, also das Verhältnis der Schulden zum Bruttoinlandsprodukt (BIP), liegt in Deutschland bei rund 64 Prozent und damit deutlich unter dem EU-Schnitt. In den USA liegt die Quote über 100 Prozent und in Japan sogar bei mehr als 200 Prozent (Stand August 2024). Ein Lockerung der Schuldenbremse kann notwendige Investitionen ermöglichen, ohne die finanzielle Stabilität zu gefährden.10


    Deutschland hat kein Schuldenproblem, sondern vielmehr ein Investitionsproblem. Bereits seit 30 Jahren investiert der Staat sehr wenig und lebt von seiner Substanz. Erschwerend kommt hinzu, dass auch die Unternehmen hierzulande deutlich zu wenig investieren. Ohne eine Lockerung der Schuldenbremse wird sich dieses Problem voraussichtlich noch vergrößern. Die Lockerung allein wird aber nicht das Allheilmittel sein, denn der Investitionsstau hat sich bereits vor der Einführung der Schuldenbremse angebahnt.11


    Hat der Staat ein Ausgabenproblem?


    Im Jahr 2023 haben Bund, Länder und Kommunen insgesamt rund 1,1 Billionen Euro ausgegeben und weitere 800 Milliarden für Sozialversicherungsleistungen. Um gut einschätzen zu können, wie viel der Staat ausgibt, setzt man alle öffentlichen Ausgaben ins Verhältnis zum BIP. Die sogenannte Staatsquote lag 2023 bei rund 48 Prozent. Das bedeutet: Von jedem in Deutschland erwirtschafteten Euro hat der Staat 48 Cent ausgegeben.


    Das bedeutet jedoch nicht, dass der Staat diese 48 Cent vollständig selbst verbraucht. Ein großer Teil davon fließt lediglich »durch« die öffentliche Hand wieder zurück an die Bürger. Deutlich wird das insbesondere bei den Sozialversicherungsleistungen: Der Staat nimmt zwar Rentenbeiträge von Arbeitnehmenden ein, gibt diese Einnahmen aber gleichzeitig wieder an Rentnerinnen und Rentner zurück.


    Auch bei der Staatsquote gibt es nur moderate Schwankungen. Seit den 1970er-Jahren liegt diese in »normalen« Jahren relativ konstant bei etwa 45 Prozent. In besonders herausfordernden Jahren wie nach der Wiedervereinigung und der Finanzkrise 2009 steigt die Quote an. Dies geschah zuletzt durch die Schuldenaufnahme zur Abfederung der wirtschaftlichen Folgen der Coronakrise und des Ukrainekrieges in den Jahren 2020 bis 2023. Die Staatsquote stieg dabei vorübergehend auf rund 50 Prozent an und ist danach wieder auf das Vorkrisenniveau gesunken.12 Ebenso wie mit der Abgabenquote liegt Deutschland im internationalen Vergleich der Industriestaaten damit im Mittelfeld.


    
Verschwendet der Staat Steuergelder?


    Die Staatsquote allein gibt jedoch keinen Aufschluss darüber, wie effizient der Staat seine Mittel verwendet. Trotz moderater Ausgaben kann der Staat Ressourcen ineffizient einsetzen oder gar verschwenden.
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